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			Plädoyer für Zusammenarbeit

			Treffen der G20-Außenminister in Buenos Aires
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			Heiko Maas (r.) mit Jorge Faurie (M.) und Taro Kono. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Während US-Präsident Donald Trump sich derweil anschickt, die Weltpolitik durcheinander zu wirbeln und auf Alleingänge der USA setzt, setzten sie demonstrativ auf Zusammenarbeit: Die Außenminister der führenden Wirtschaftsmächte der Welt plädierten bei ihrem G20-Treffen in Buenos Aires für eine Stärkung der internationalen Kooperation. 

			„Der Multilateralismus steht von verschiedenen Seiten aus unter Druck“, sagte der deutsche Außenminister Heiko Maas (SPD) am Montag. „Das Prinzip, dass alle Staaten nach gleichen und fairen Regeln spielen, ist immer mehr unter Druck - die G20 müssen dagegen halten. Rufe nach Handelsbeschränkungen und Abschottung erfüllen mich mit Sorge.“

			Maas betonte, dass der G20-Gruppe künftig mehr denn je eine Schlüsselrolle bei der Lösung von Zukunftsfragen der Menschheit zukomme: Etwa bei der Realisierung der Agenda 2030, in der die politischen Zielsetzungen der Vereinten Nationen (UN) zur Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung auf ökonomischer, sozialer sowie ökologischer Ebene zusammengefasst sind, oder bei der Umsetzung des Pariser Klimaschutzabkommens.

			In das gleiche Horn blies Jorge Faurie. Auch der argentinische Außenminister warb für internationale Kooperation und Absprachen. „Wir haben über die größten Herausforderungen gesprochen, die wir derzeit in der Welt sehen, vor allem was die Effizienz der multilateralen Organe angeht“, sagte er. Einigkeit bestehe, dass es besser sei, den Multilateralismus zu wahren. Allerdings seien Reformen nötig, so der Gastgeber des Treffens.

			Maas und Faurie repräsentierten gemeinsam mit ihrem japanischen Amtskollegen Taro Kono die G20-„Troika“, die aus dem Gastgeberland des Vorjahres, Deutschland, dem aktuellen Gastgeber Argentinien sowie Japan, dem Ausrichter des G20-Treffens im kommenden Jahr, besteht. Auch Kono plädierte für einen internationalen Freihandel von gleichberechtigten Partnern. 

			Maas hatte sich zum Auftakt des Treffens erneut für den Erhalt des Atomabkommens mit dem Iran stark gemacht. „Es aufzugeben bedeutet, sich in eine völlig ungewisse Zukunft zu begeben, was die Frage der Nuklearwaffen im Iran angeht.“ Dabei gehe es gar nicht so sehr um den Iran, sondern es geht um die eigenen originären Sicherheitsinteressen, die deutschen, aber auch die europäischen, so der deutsche Außenminister. Zu dem Abkommen gebe es letztlich keine Alternative, wenn man wolle, dass der Iran sein Atomprogramm nicht wieder startet.

			Das Treffen in Buenos Aires fand ohne den neuen US-Außenminister Mike Pompeo statt. Er blieb in Washington und hielt dort eine Grundsatzrede zur verschärften Iran-Strategie der USA. Dabei drohte er, das Land wirtschaftlich auszutrocknen, sollte Teheran nicht auf eine lange Liste von US-Forderungen zur Befriedung der Nahost-Region eingehen.

			Maas gab sich unbeeindruckt von den neuen US-Drohungen: „Für uns hat sich in der Sache nichts geändert.“, kommentierte er. Der deutsche Außenminister brach im Anschluss an das G20-Treffen nach Washington auf, wo es neben dem Iran auch um die geplanten US-Strafzölle auf Stahl und Aluminium gehen soll. Man sei gesprächsbereit, „aber nicht mit der Pistole auf der Brust“, betonte Maas.

			Auf der Agenda des G20-Treffens standen des Weiteren die Themen Terrorbekämpfung, Digitalisierung, Klimaschutz und Stärkung der multilateralen Weltordnung mit ihren internationalen Abkommen und Institutionen. Der Staatengruppe gehören die 19 führenden Industrie- und Schwellenländer sowie die Europäische Union an. Sie repräsentieren zusammen zwei Drittel der Weltbevölkerung und 80 Prozent der weltweiten Wirtschaftskraft.
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			„Intensive gemeinsame Arbeit“

			Treffen von Heiko Maas und Jorge Faurie

			[image: maas_faurie_unten.jpg] 

			Das Arbeitsgespräch mit Heiko Maas und Jorge Faurie. (Foto: Cancillería)

			Buenos Aires (AT/mc) - Am Rande des G20-Treffens nutzten der deutsche Außenminister Heiko Maas und sein argentinischer Amtskollege Jorge Faurie die Gelegenheit für ein bilaterales Gespräch. Beide Politiker betonten die „intensive gemeinsame Arbeit“, die Deutschland und Argentinien in den zurückliegenden Monaten im Rahmen der G20 geleistet hätten. Bekanntlich übernahm Argentinien Ende vorigen Jahres den Vorsitz der Gruppe der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer von Deutschland.

			„Argentinien hat die Themen von Hamburg so übernommen, wie wir es erhofft haben“, lobte Maas die Kontinuität nach dem Gipfel in der Elbmetropole im vergangenen Juli. So hat Argentinien beispielsweise das Thema „Zukunft der Arbeit“ und den Schwerpunkt auf Fragen der Gesundheitspolitik fortgeführt. Zudem eint beide Länder die Überzeugung, stärker denn je auf multilaterale Zusammenarbeit zu setzen.

			Maas bekräftigte die Unterstützung der deutschen Regierung für die Politik der Wirtschaftsreformen in Argentinien. Die Entscheidung, ein Hilfegesuch an den Internationalen Währungsfonds (IWF) zu stellen, bezeichnete der deutsche Außenminister als „souveräne Entscheidung“ Argentiniens. Maas bezeichnete Argentinien einmal mehr als „wichtigen Partner“ Deutschlands.

			Beide Politiker sprachen zudem über den aktuellen Stand der Verhandlungen zum Handelsabkommen zwischen EU und Mercosur sowie über argentinische Billig-Exporte von Biodiesel auf den europäischen Markt, die bei deutschen Herstellern zu Ärger geführt hatten. Des Weiteren ging es in der Unterredung um Argentiniens Wunsch, Mitglied der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zu werden, in der sich bislang 35 Staaten befinden, die sich Demokratie und Marktwirtschaft verpflichtet fühlen. 

			Maas führte am Rande der Konferenz zudem Gespräche mit seinen Kollegen aus Spanien, Mexiko, China und mit dem saudischen Außenminister Adel al-Dschubair. Saudi-Arabien hatte vor einem halben Jahr den Botschafter aus Berlin abgezogen, weil der damalige Bundesaußenminister Sigmar Gabriel der wichtigen Regionalmacht „Abenteurertum“ vorgeworfen hatte. Auch nach dem Ausscheiden Gabriels kam es zu keiner Entspannung des Verhältnisses. Die deutsche Wirtschaft klagt inzwischen über massive Schwierigkeiten in Saudi-Arabien wegen der diplomatischen Krise. Über Inhalte des Gesprächs zwischen Maas und al-Dschubair wurde zunächst nichts bekannt. 

			Zu Maas‘ Programm in Buenos Aires gehörte auch ein Besuch der Pestalozzi-Schule im Stadtteil Belgrano, wo der Politiker mit Schülern über Vergangenheitsbewältigung und Menschenrechte sprach.
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			Die Woche in Argentinien

			Wahlen nicht anerkannt

			Mit deutlichen Worten hat Argentiniens Außenminister Jorge Faurie die Legitimität der Präsidentenwahl in Venezuela bestritten: „Das war keine Rückkehr zu demokratischen Verhältnissen“, meinte Faurie am Rande des Treffens der G20-Außenminister in Buenos Aires. Vielmehr sei durch den Urnengang am Sonntag, bei dem der Sozialist Nicolás Maduro im höchsten Staatsamt bestätigt wurde, ein „autoritäres Regime“ verfestigt worden. Argentinien erklärte ebenso wie 13 weitere Staaten der sogenannten Lima-Gruppe, die Wahlen nicht anerkennen zu wollen. Faurie rechnet nun mit einem weiter anhaltenden Zustrom von Flüchtlingen aus dem Karibikstaat. Argentinien sei zu Aufnahme bereit, meinte der Außenminister. Er erinnerte dabei auch an die Hilfsbereitschaft der Venezolaner in den 70er Jahren, als sie Argentinier aufnahmen, die vor der Militärdiktatur in ihrem Heimatland flüchteten. Auch der deutsche Außenminister Heiko Maas sieht die Wahlen in Venezuela kritisch: „Das waren nicht die freien und fairen Wahlen, die das venezolanische Volk verdient hat.

			U-Bahn-Streik

			Am Dienstag rollte in Buenos Aires ab Mittag keine U-Bahn mehr. Die Gewerkschaft „Metrodelegados“ rief spontan für alle Linien einen unbefristeten Streik aus, der für Verkehrschaos in der Hauptstadt sorgte. Vorausgegangen waren Auseinandersetzungen zwischen Gewerkschaftern und Polizei in der Station „Las Heras“ (Linie H), in deren Folge es 16 Festnahmen gab. Unter den Verhafteten befand sich Néstor Segovia, der stellvertretende Gewerkschaftschef, der unter lautstarkem Protest abgeführt wurde. Den Festgenommenen wurde Widerstand gegen die Staatsgewalt sowie mutwillige Unterbrechung des Verkehrs vorgeworfen. Die Gewerkschaft hatte am Dienstagvormittag die Linien H und E lahmgelegt, um ihrer Forderung nach Beteiligung an den Tarifverhandlungen Nachdruck zu verleihen. Die Spannungen entluden sich, als die U-Bahn-Betreiberfirma „Metrovías“ in der Station „Las Heras“ einen Zug für den Notdienst vorbereiten wollte und die Streikenden die Gleise blockierten. Nachdem die Polizei am Abend alle 16 Männer wieder freigelassen hatte, hob die Gewerkschaft den Streik auf.

			Geisterterminal 

			Der neue Busbahnhof Dellepiane scheint sich zu einem Flop zu entwickeln. Erst vor 18 Monaten an den Autobahnen „Dellepiane“ und „Perito Moreno“ eingeweiht, ist der Verkehrsterminal im Buenos-Aires-Stadtteil Villa Soldati weit davon entfernt, ausgelastet zu sein. Im Gegenteil: Die 48 Haltebuchten des 30 Millionen Dollar teuren Neubaus sind meistens leer. Dabei war eigentlich vorgesehen, dass der neue Busbahnhof im Süden der Hauptstadt bis zu 35 Prozent des Verkehrs übernehmen sollte, der momentan noch über Retiro abgewickelt wird. Auf den ersten Blick befremdlich scheint von daher der Richtwert, den die Verkehrskontrollbehörde CNRT festlegte: Sie verfügte, dass ein Prozent aller Langstreckenbusse, die die Stadt frequentieren, nach Dellepiane fahren sollten. Dies wären pro Tag nur zehn. Die Behörde stellte jedoch klar, dass die Ziffer lediglich als Untergrenze zu verstehen sei. Sie verwies stattdessen auf die Abneigung, die viele Busunternehmen gegen den neuen Terminal hegten. Sie bemängeln die nicht vorhandene verkehrliche Anbindung an Bahn oder U-Bahn. Zudem sei die Anfahrt durch die fälligen Autobahnmautgebühren kostspielig.

			Neue U-Bahn-Station

			Die Linie H der hauptstädtischen U-Bahn ist seit wenigen Tagen um eine neue Station reicher. Staatspräsident Mauricio Macri und Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta weihten im Stadtteil Recoleta den U-Bahnhof „Facultad de Derecho“ ein, der zugleich neuer Endhaltepunkt der „gelben Linie“ ist. Diese umfasst nun eine Strecke von 8,2 Kilometern mit zwölf Stationen. Die Fahrtzeit zwischen den Vierteln Recoleta und Parque Patricios beträgt 23 Minuten. Durch die aktuelle Erweiterung erwarten die Verkehrsplaner der Stadt, dass täglich rund 40.000 Fahrgäste mehr als bislang die Linie H nutzen. Zuletzt waren es 110.000 Passagiere. Die Station wird den Beinamen Julieta Lanteri tragen, einer historischen Kämpferin für Frauenrechte. Langfristig soll die Linie H im Norden bis Retiro und im Süden bis Nueva Pompeya ausgebaut werden. 

			Für Nobelpreis vorgeschlagen

			Die Großmütter der Plaza de Mayo sind für den diesjährigen Friedensnobelpreis vorgeschlagen worden. Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Menschenrechtsorganisation, stand gestern einem Festakt in der Deputiertenkammer vor, bei dem die Kandidatur offiziell bekanntgegeben wurde. Die Initiative ging von Daniel Filmus aus, der für die Kirchner-treue „Siegesfront“ im Unterhaus des Kongresses sitzt. „Es geht um die Anerkennung ihres Kampfes zur Verteidigung der Menschenrechte und der Demokratie“, sagte Filmus. Die Großmütter haben es sich zur Aufgabe gemacht, die wahren Identitäten von Personen zu ermitteln, die während der Militärdiktatur zwangsadoptiert wurden. Bislang waren sie in 127 Fällen erfolgreich. (AT/mc)
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			Macri und die Politiker

			Von Juan E. Alemann

			Die Krise auf dem Devisenmarkt, die richtigerweise von der Regierung als Ausdruck einer tieferen Wirtschaftskrise verstanden wurde, hat Präsident Mauricio Macri dazu geführt, die Regierungspolitik mit Politikern zu besprechen. Er ist sich bewusst geworden, dass er viel härter als bisher durchgreifen muss, um die Lage einzurenken und zu vermeiden, dass die Krise in einem Monat oder nicht viel später verstärkt auftritt, und er dann in eine hoffnungslose Lage gerät. In diesem Sinn bemüht sich Macri, um eine weitere politische Grundlage für die neue Politik zu schaffen. 

			Zunächst hat der Präsident Gespräche mit seinen Partnern in der Regierungskoalition Cambiemos, die Radikale Bürgerunion (UCR) und die Bürgerliche Koalition (“coalición cívica”) von Lilita Carrió, einberufen. Bisher hatte er sie vernachlässigt und im Wesen mit seiner Partei PRO regiert. Wie weit er jetzt bereit ist, den anderen Partnern mehr Ministerien oder andere hohe Ämter in der Regierung zu übergeben oder ihre Politiker bei den Wahlen 2019 auf vordere Listenplätze zu setzen, lässt sich vorerst nicht sagen. Grundsätzlich geht es Macri jetzt darum, dass sie ihn unterstützen, was bedeutet, dass sie ihre Kritik mildern und auch die Botschaft verbreiten, dass die sogenannte “Anpassung” (auf spanisch “ajuste”) unvermeidlich ist, um einen Zusammenbruch zu verhindern. Das Grundkonzept, das Macri jetzt ständig wiederholt, ist, dass man nicht ewig über seine Verhältnisse leben kann, also mehr ausgeben als einnehmen kann. Macri hat schon erreicht, dass der UCR-Präsident und Gouverneur von Mendoza, Alfredo Cornejo, seine aggressive Haltung in der Frage der Tariferhöhungen aufgegeben hat.

			Danach hat der Präsident sich auch mit peronistischen Gouverneuren getroffen, die schließlich auch direkt daran interessiert sind, dass die Krise überwunden wird. Macri und seine Mitarbeiter versuchen, gute Beziehungen mit der Opposition herzustellen, mit Ausnahme der Anhänger von Cristina Kirchner und der kommunistischen Gruppen, die sich als Arbeiterpartei, Linksfront u. dgl. mehr ausgeben. In Argentinien will niemand zugeben, dass er Kommunist ist, und weltweit ist es nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion auch weitgehend so. 

			Indessen muss Präsident Macri wissen, dass die Politiker, seien es Gouverneure, Senatoren, Deputierte oder sonstwas, ihm keine konkreten Vorschläge machen werden, und auf die der Regierung stets mit Vorbehalten reagieren. Die Politiker sind es gewohnt, um den heißen Brei herum zu reden und keine konkreten Entscheidungen zu befürworten. In der schweren Krise, die im Juli 1975 ausbrach und im März 1976 mit der Absetzung von Isabel Perón endete, haben die Politiker, die der Regierungspartei und der Opposition, auch keine Lösung vorgeschlagen, wobei der damalige Leiter der UCR, Ricardo Balbín, sogar zugab, dass er keine habe. Auch bei der Krise, die sich 2001 anbahnte und dann im Dezember voll zum Ausdruck kam, waren die Politiker abwesend, und viele Peronisten wollten die Regierung stürzen, was ihnen schließlich gelungen ist. Das war jedoch die schlechteste Lösung, die zu einer brutalen Anpassung geführt hat, die mit einer vernünftigen hätte vermieden werden können.

			Präsident Macri muss es eben machen, wie Perón, der seine Politiker sprechen ließ und dann machte, was er wollte und dies als Konsens hinstellte. Im Grunde ist es immer so. Ein Staatsmann muss tun, was er für notwendig hält, die Politiker vor Tatsachen stellen und die Diskussion ablenken. Die Verantwortung für die “Anpassung” liegt allein bei ihm. Er muss es verstehen, sie gut zu erklären und dann, wenn sich die wirtschaftliche Lage einrenkt, den Erfolg für sich buchen.
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			Im Blickfeld: Italienische Wirren

			Von Stefan Kuhn

			Jetzt ist es passiert. Italien bekommt die Regierung, die es gewählt hat. Für Europa ist das zwar ein Schreckensszenario, aber es ist dennoch der einzig gangbare Weg. Sofortige Neuwahlen hätten ein ähnliches Ergebnis gebracht, inzwischen will auch eine deutliche Mehrheit der Italienerinnen und Italiener diese Regierung. Zudem war der Vorschlag des Staatspräsidenten Sergio Mattarella, zunächst eine Technokraten-Regierung ins Amt zu bringen und erst im nächsten Jahr wählen zu lassen, auf heftige Gegenwehr der Fünf-Sterne-Bewegung und der Lega Nord gestoßen. Beide bilden jetzt die Regierung. Das ist gut so, denn nur auf diese Weise kann das Volk feststellen, was die Wahlversprechen der beiden Parteien wert und ob sie überhaupt regierungsfähig sind.

			Gut, im Falle Italiens ist das nur ein Gedankenspiel. Dass die Italienerinnen und Italiener sich nicht um Wahlversprechen scheren, zeigt schon der Fall Berlusconi. Er hat nur für sich und seine Unternehmen regiert und ist dadurch zum am längsten amtierenden Regierungschef Italiens seit Kriegsende geworden.

			Berlusconi ist auch für das Zustandekommen der künftigen Regierung verantwortlich - sein letztes Bärengeschenk für Italien. Nach den Parlamentswahlen vom März war die politische Lage äußerst verfahren. Berlusconis Wahlbündnis mit der Lega und anderen Parteien wurde mit 37 Prozent stärkste Kraft. Auf dem zweiten Platz kamen die Sterne mit 33 Prozent, waren mit diesem Ergebnis aber stärkste Einzelpartei. Die regierenden Sozialdemokraten kamen nur noch auf 18,5 Prozent. Stärkste Einzelpartei in Berlusconis Bündnis wurde aber wider Erwarten mit 17,5 Prozent die rechtspopulistische Lega Nord, mit der die Sozialdemokraten nicht können. Die Sterne wollten zunächst kein Bündnis mit den etablierten Parteien eingehen, aber nach der Wahl reduzierte sich das Berührungsverbot auf Berlusconi, den Inbegriff des korrupten, sich selbst bereichernden Politikers. Vor zwei Wochen machte Berlusconi den Weg für ein Bündnis von Sternen und Lega frei. Er zog sich mit seiner Forza Italia aus der Wahlallianz zurück.

			Sterne und Lega fanden dann erstaunlich schnell zueinander. Die Spitzenkandidaten Luigi Di Maio (Sterne) und Matteo Salvini (Lega) einigten sich auf den Sterne-nahen Rechtswissenschaftler Guiseppe Conte als Ministerpräsidenten, und dieser wurde am Mittwoch von Staatspräsident Mattarella mit der Regierungsbildung beauftragt.

			Es ist dennoch ein fragiles Bündnis. Beide Parteien eint eigentlich nur ihre euro- und europakritische Haltung und ihr Wille zur Macht. Die Lega hat ihre Wurzeln im Norden Italiens und wollte sich in ihren Anfängen vom Süden Italiens abspalten. Die Sterne wiederum sind im Süden stärker und halten nicht viel von den fremdenfeindlichen Tiraden eines Matteo Salvini. Sie sind noch eine experimentelle Partei, deren Meinungsbildungsprozess über das Internet gestaltet wird. Die Lega ist eine Partei mit Regierungserfahrung in Bündnissen mit Berlusconi. Manche geben der neuen Regierung nur wenige Monate. Es wird viel auf den neuen Ministerpräsidenten ankommen. Er könnte der Moderator zwischen Sternen und Lega werden oder eine Marionette, die eine selbstzerstörende italienische Politik auf der Weltbühne vertreten muss.

			Der Begriff Selbstzerstörung ist keine Übertreibung. Schon jetzt ist Italien das schwerste Problem der Eurozone - vor allem wegen seiner Größe und Wirtschaftskraft. Das Land zählt weltweit zu den Staaten mit der höchsten Verschuldung. In Italien sind das 132 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung. Dem will die neue Regierung noch einiges draufsetzen. Geplant sind Steuersätze von 15 und 20 Prozent, ein Grundeinkommen von 780 Euro und eine Herabsetzung des Rentenalters. Wie das finanziert werden soll, steht buchstäblich in den Sternen. Die Auswirkungen auf den Euro kann man sich allerdings vorstellen. Einen Totalausfall Italiens könnte der Euro-Rettungsschirm nicht stemmen.

			Die neue italienische Regierung dürfte auch gewaltige Auswirkungen auf die EU haben. Italien ist Gründungsmitglied und hat eigentlich immer zum „Kerneuropa“ gezählt. Jetzt wird es zum unsicheren Kantonisten wie die osteuropäischen Mitglieder Polen und Ungarn. Die Pläne des französischen Präsidenten, die EU zu erneuern, sind ohne Italien Makulatur. Eine gemeinsame Außen-, Finanz- oder Flüchtlingspolitik - geschenkt. Zumindest Salvinis Lega steht dem russischen Präsidenten Wladimir Putin oder Donald Trump näher als der EU. Vielleicht könnte das die Sollbruchstelle der neuen Regierung sein.

			Die Sterne-Lega-Regierung ist die zweite große Zäsur in der italienischen Nachkriegsgeschichte. Die erste kam Anfang der 90er-Jahre durch „Mani pulite“ (Saubere Hände), einer Antikorruptionsbewegung, die das alte Parteiensystem wegfegte. Traditionelle Parteien wie die Christdemokraten und die Sozialisten verschwanden von der Bildfläche, man wollte die alten korrupten Politiker loswerden. Das ist jetzt ähnlich. Die seither dominierenden Parteien Forza Italia und Partido Democratico wurden abgestraft. Doch damals kam mit Silvio Berlusconi ein politischer Neuling auf die Bühne. Er war kein bestechlicher Politiker, sondern ein Unternehmer, der Politiker bestochen hatte. Dass die jetzige Zäsur zu einem wirklichen Neubeginn führt, darf man bezweifeln.
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			Randglossen

			Endlich hat Präsident Mauricio Macri begriffen, dass er mit zwanzig Ministern sowie deren Staats- und Unterstaatssekretären schwer regieren konnte. Inmitten der jüngsten Finanzkrise nach einer ungewollten Abwertung des Peso gegenüber dem US-Dollar hat Macri seinen Schatzsekretär Nicolás Dujovne aufgewertet und ihn mit den Aufgaben einstiger Wirtschaftsminister betreut, wie sie unter Präsident Arturo Frondizi in den 1970er Jahren und seinen Nachfolgern bestand. Dujovne steht vor der Aufgabe, die ausufernden Staatsausgaben zu senken, die Einnahmen zu erhöhen und gelegentlich das Defizit Null zu erreichen, wie es der Regierung Deutschlands seit mehreren Jahren gelingt. Argentinien kann sich staatliche Defizite nicht leisten, die mit Verschuldung oder Geldschöpfung gedeckt werden. Die Sparpolitik dürfte auch das Wahlergebnis von 2019 beeinflussen, damit Präsident Macri für seine zweite Amtszeit wiedergewählt werden kann.

			Man weiß nicht, ob man schreien oder lachen soll. Der neue US-Außenminister Mike Pompeo sorgt sich um die Zwischenwahlen für den Kongress Anfang November. Er befürchtet, das sie von Russland beeinflusst werden könnten. Der Verdacht ist nicht ganz unbegründet. Russland hat schon kräftig bei den US-Präsidentschaftswahlen 2016 mitgemischt und seinem Dienstherrn Donald Trump zum Wahlsieg verholfen. Das FBI ermittelt, es gibt einen Untersuchungsausschuss. Die Frage ist nur, was Pompeo oder Trump wirklich fürchten. Vermutlich, dass die Russen diesmal die Demokraten unterstützen. Moskau dürfte nicht entgangen sein, dass es einen unberechenbaren Egomanen ins Weiße Haus gebracht hat.

			Politik ist schon eine seltsame Sache. Da werden Aufgaben, die dringend nötig sind, auf die lange Bank geschoben, und andererseits Probleme erfunden, die gar nicht existieren. Ein Paradebeispiel lieferte jüngst die dänische Ministerin Inger Støjberg. Sie ist für Integration zuständig und sorgt sich um die Auswirkungen des Ramadanfastens auf die dänische Wirtschaft. Das ist ausgemachter Blödsinn, der schon fast rassistische Züge hat. Wie viele Muslime in Dänemark halten sich an die Ramadan-Gebote? Wie viele Christen fasten von Aschermittwoch bis Ostern? Wie viele Menschen in Dänemark machen eine Nulldiät? Als Integrationsministerin sollte sich Støjberg um Integration kümmern, denn mangelnde Integration schadet der Wirtschaft.
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			Handelsbilanzdefizit von u$s 938 Mio. im April

			Die Handelsbilanz wies im April 2018 ein Defizit von u$s 938 Mio. aus, das sich mit einem von nur u$s 112 Mio. im Vorjahr vergleicht. Die Importe stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 22,7% auf u$s 6,1 Mrd., und die Exporte nahmen um 6,2% auf u$s 5,16 Mrd. zu. 

			Dabei blieb das Defizit der bilateralen Handelsbilanz mit Brasilien hoch, aber bei einer starken Zunahme des Handelsaustausches. Die  Exporte stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 20,8% auf u$s 912 Mio., und Importe um 21,4% auf u$s 1,69 Mrd., so dass das Defizit u$s 780 Mio. betrug.

			Besonders hoch war das Defizit im Handel mit China, das im April 2018 u$s 822 Mio. betrug, gegen u$s 381 Mio. im Vorjahr. Das hängt direkt mit den geringen Exporten von Sojabohne zusammen.

			Im April ging der Export von Rohstoffen um 13,3% zurück, was vornehmlich auf einen Rückgang von 68% bei Sojabohne zurückzuführen  ist. Auf der anderen Seite stieg der Export von reinen Industrieprodukten um 17,4%, was besonders auf die Zunahme von 23,9% bei Kfz. zurückzuführen ist, die um 23,9% höher als im Vorjahr waren. Doch gleichzeitig stieg der Import von Kfz. Der bilaterale Kfz-Handel mit Brasilien ist bei weitem nicht ausgeglichen, wie es gemäß dem System des kompensierten Austausches sein sollte, sondern er ergibt einen hohen Überschuss zu Gunsten von Brasilien, der die lokale Produktion beeinträchtigt, deren Kapazität bei weitem nicht voll ausgelastet ist.

			In 4 Monaten 2018 lag das Handelsbilanzdefizit bei u$s 3,42 Mrd., bei Exporten von u$s 19,57 Mrd. und Importen von u$s 22,99 Mrd. Hochgerechnet auf ganz 2018 ergibt dies ein Handelsbilanzdefizit von u$s 10,26 Mrd., und in 12 Monaten zum April waren es u$s 10,6 Mrd, etwa u$s 2 Mrd. mehr als 2017.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 25,02, gegen $ 24,79 eine Woche zuvor. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 53,59, gegen u$s 52,43 in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.4.19 bei $ 31, was einen Jahrszinssatz von 28,91% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires nahm in einer Woche zum Mittwoch um 4,51% ab, und lag somit nur noch um 0,56% über Ende 2017.

			***

			Die argentinischen Staatstitel weisen in einer Woche zum Mittwoch fast alle Kurszunahmen auf. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: -0,15%, Argentina 2021: +0,83%, Argentina 2026: +2,09%; Argentina 2046: +1,67%; Bonar 2024: +1,08%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 593,04 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 599,58), und bei 24 Karat zu $ 960,44 ($ 971,03).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdpositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 21.05.18 um 31,79%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 36,36% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 21.05.18 um 37,41% auf $ 2,33 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 50,12% auf $ 1,57 Bio. zu. Die gesamten Dollardepositen stiegen um 15,87% auf u$s 30,9 Mrd., und die gesamten Dollarkredite nahmen um 41,98% auf u$s 16,58 Mrd. zu.

			***

			Schatzminister Nicolás Dujovne berief am Mittwoch bedeutende Ökonomen ein, um ihre Meinung zu erfahren. Es waren: Miguel Angel Broda, Pablo Guidotti, Ricardo Arriazu, Miguel Kiguel und Miguel Bein. Sie schätzten die Preiszunahme für dieses Jahr allgemein auf bis zu 27%, und die BIP-Zunahme auf 1,5% bis 1,7%. Sie waren damit einverstanden, dass das primäre Defizit der Staatsfinanzen dieses Jahr 2,5% des BIP betragen werde, statt der bisher vorgesehenen 2,7%, und 2019 auf 1,5% zurückgehen werde. Die Wirtschaftler forderten eine strengere Ausgabenkürzung, mit klaren Gesten in diesem Sinn.

			***

			Die Börse von Rosario hat berechnet, dass die diesjährige Dürre zu einem Exportverlust von u$s 8 Mrd. führen werde. Insgesamt sind 30 Mio. Tonnen Sojabohne und Mais verloren gegangen, was nur zum geringsten Teil durch höhere Weltmarktpreise ausgeglichen werde. Die Landwirte hätten dabei Einnahmen in Höhe von u$s 7,5 Mrd. eingebüsst.

			***

			Bei der ersten Zusammenkunft des Wirtschaftskabinetts, unter Führung von Nicolás Dujovne, wurde bestimmt, dass die Gehaltserhöhung im staatlichen Bereich dieses Jahr 12% betragen werde, ohne Indexierungsklausel noch nachträglicher Revision. Die Diskussion mit den Gewerkschaften (UPCN und ATE) beginnt nächste Woche.

			***

			Das Schatzministerium hat zwei Serien von Schatzscheinen (Letes) in Dollar ausgeschrieben, eine auf 176 Tage und die andere auf ein Jahr. Die Offerten betrugen u$s 1 Mrd., von denen u$s 300 Mio. zugeteilt wurden, zu 4% für die kurzfristigen Schatzscheine und 4% für Schatzscheine auf ein Jahr. Es waren 50 und 60 Basispunkte mehr als bei der vorangehenden Ausschreibung.

			***

			ZB-Präsident Federico Sturzenegger erklärte, dass der Zinssatz für die Lebac-Wechsel (40%) nicht kurzfristige auf das frühere Niveau sinken werde. 

			***

			Im März wurden 10.394 Klagen vor Gericht wegen Arbeitsunfällen und -krankheiten eingeleitet, 35,7% weniger als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband UART, der die Unternehmen umfasst, die diese Risiken versichern. Es handelt sich um das Ergebnis des Gesetzes vom 15.2.2017, das das System korrigierte, das von Obersten Gerichtshof, der von Néstor Kirchner ernannt wurde, völlig verfälscht wurde. Das neue Gesetz gilt in der Bundeshauptstadt, den Provinzen Buenos Aires, Córdoba und Mendoza, aber nicht in allen anderen. Während die Zahl der neuen Prozesse 2016 um 20% stieg, betrug die Zunahme 2017 nur 2%, und 2018 wird eine Abnahme erwartet. Zum 30.6.18 bestehen 340.000 Prozesse, deren Kosten gemäß dem neuen Gesetz auf u$s 1,6 Mrd. geschätzt werden. Nach dem früheren System wurde der Betrag auf bis zu u$s 10,6 Mrd. steigen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Studienzentrums des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina”, weist im März eine interannuelle Zunahme von 2,8% aus, womit das 1. Quartal um 3,9% über dem Vorjahr liegt. Doch ab März wird mit einer niedrigeren Zunahme gerechnet, was auf eine geringere Bautätigkeit, die Dürre und die Zinserhöhung zurückgeführt wird. Die Entwicklung war im März unter den einzelnen Branchen sehr unterschiedlich, mit hohen interannuellen Zunahmen bei Kfz (+23,8%), sowie Stahl und Aluminium (+18,3%), und Abnahmen bei Textilien, Schuhen, Chemie und Petrochemie, und Papier und Pappe.

			***

			Die vom INDEC erfassten Supermärkte erreichten im März einen Umsatz von $ 34,75 Mrd., 29% über dem Vorjahr. Zu konstanten Werten und mit Saisonbereinigung stieg der Umsatz um 7%.

			***

			Der Umsatz der vom INDEC erfassten Shopping-Center lag im März bei $ 5,68 Mrd., 35% über dem Vorjahr. Zu konstanten Werten und mit Saisonbereinigung betrug die Zunahme 16,2%.

			***

			Der Umsatz von elektrischen Haushaltsanlagen (Eisschränken, Waschmaschinen u.a.) lag im März 2018 um 52,3% und im 1. Quartal um 36,8% über dem Vorjahr, berichtet das INDEC.

			***

			Im April 2018 haben lokale Unternehmen auf dem argentinischen Kapitalmarkt $ 37,21 Mrd. aufgenommen, 173% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 4 Monaten 2018 waren es $ 111,19 Mrd., 41% über dem Vorjahr. Das wichtigste Instrument waren Obligationen, mit denen im April 82% des genannten Betrages aufgenommen wurde. Transportadora de Gas del Sur S.A. hat im April Obligationen für $ 10,22 Mrd. untergebracht, und drei lokale Banken weitere $ 14,47 Mrd. In den ersten 4 Monaten entfiel 69% des Gesamtbetrages auf Obligationen. 

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires rechnet für dieses Jahr beim Weizen mit einer gesäten Fläche von 6,1 Mio. ha, wobei dann eine Rekordproduktion von 20 Mio. Tonnen erwartet wird. Für dieses Jahr wird ein höherer Einsatz von Düngemitteln erwartet, mit dem die Hektarerträge (die noch weit unter denen liegen, die u.a in Frankreich erreicht werden) spürbar erhöht werden. 

			***

			Die Zahlungbilanz weist im April 2018 ein Defizit von u$s 5,77 Mrd. aus, berichtet die ZB. Davon entfallen u$s 1,50 Mrd. auf die Leistungsbilanz (Handelsbilanz und Dienstleistungsbilanz), und u$s 4,27 Mrd. auf die Kapitalbilanz (Kredite und Kapitalbewegungen). Die Devisenkäufe des privaten Bereiches verzeichnet im April ein Nettobetrag von u$s 3,94 Mrd., von denen u$s 2,05 Mrd. auf Überweisungen beim nicht finanziellen Bereich, u$s 1,43 Mrd. auf Käufe von Dollarscheinen in Argentinien und u$s 0,46 Mrd. auf den Nettobetrag des finanziellen Bereiches entfallen.

			***

			In den ersten vier Monaten 2018 haben Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, insgesamt u$s 9 Mrd. Dollar für Sparzwecke gekauft. Hochgerechnet auf das ganze Jahr ergibt dies u$s 27 Mrd.

			***

			Die Weltbank hat einen Kredit von u$s 300 Mio. für Argentinien genehmigt, der für ein Programm des ärztlichen Beistandes für ca. 15 Mio. Personen bestimmt ist, die das öffentliche Gesundheitssystem verwenden (im Wesen die staatlichen Hospitale). Der argentinische Staat wird seinerseits u$s 350 Mio. zum Programm beitragen. 

			***

			Der landesweite Stromkonsum lag im April 2018 mit einem Rekord von 10.469,4 GWSt. um 7% über dem Vorjahr, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Zunahme ist vornehmlich darauf zurückzuführen, dass die Durchschnittstemperatur im April dieses Jahres 4% höher war. Doch gegenüber März 2018 trat eine Abnahme von 6,5% ein. Die ersten 4 Monate 2018 lagen um 1,8% über dem Vorjahr, und die 12 Monate zum April lagen um nur 0,4% über der vorangehenden Zwölfmonatsperiode. 39% des Stromkonsums vom April entfällt auf Haushalte (+8% gegenüber dem Vorjahr), 30% auf Handel und Dienstleistungen (+6%) und 31% auf Industrie.(+4%). Vom gesamten erzeugten Strom entfällt 64,96% auf Wärmekraftwerke, 27,99% auf Wasserkraftwerke, 5,30% auf Atomkraftwerke und 1,70% auf andere Energiequellen (Windkraftwerke u.a.). 

			***

			Das Statistische Amt (INDEC) hat diese Woche die Durchführung eines landwirtschaftlichen Zensus angekündigt, der zwischen September und November vollzogen wird. Der letzte Zensus erfolgte im Jahr 2002. Die Erhebung soll auch die Änderungen erfassen, die die Struktur der Landwirtschaft betreffen, wie der hohe Einsatz von Unternehmen, die Dienste für die Aussaat und Ernte bieten, die Bildung von “Pools” und die Landmieten.

			***

			Die Rohstahlproduktion lag im April mit 463.000 Tonnen um 26% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 2,3% unter Mai 2018, teilt die Kammer der Stahlindustrie mit. Die Produktion von warmgewalzten Stahlprodukten (Rundeisen, Bleche, Bänder) lag mit 429.000 Tonnen um 12,4% über dem Vorjahr und um 6,4% unter März 2018. 

			***

			Die staatlichen Banken Nación, Ciudad und BICE beteiligten sich an einem Kredit von u$s 40 Mio. für die Errichtung von vier Anlagen zur Stromerzeugung mit Sonnenenergie in Catamarca.

			***

			Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit des INDEC, benannt EMAE (“estimador mensual de la actividad económica”) lag im März um 1,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, womit das erste Quartal eine interannuelle Zunahme von 3,5% ausweist. Es handelt sich um das siebte Quartal in Folge mit Zunahme. Das Wachstum hat sich im März spürbar verlangsamt, lange vor der jüngsten Krise. Die März-Zunahme ist vornehmlich auf die Bauwirtschaft (+5,9%) und den Handel (+5%) zurückzuführen, während die Industrie nur 0,8% zunahm, und die Landwirtschaft als Folge der Dürre um 5,5% abnahm.

			***

			In den fast 5 abgelaufenen Monaten des Jahres 2018 hätten die einzelnen staatlichen Ämter 38% ihres Budgets effektiv ausgeben müssen. Doch nur das Transportministerium erreichte diesen Koeffizient. Das Amt des Kabinettschefs gab nur 17% aus, und die Ministerien für Finanzen, Energie und Bergbau, Tourismus, Umwelt und Schatzwesen lagen zwischen 21% und 23%. Dies zeugt davon, dass im Laufe des Jahres gespart wurde, aber auch davon, dass das Haushaltsprojekt überhöhte Ausgaben enthielt. 

			***

			Mario Quintana, Staatsekretär im Amt des Kabinettschefs, der wegen seiner faktischen Nähe zu Präsident Mauricio Macri als einflussreich gilt, dementierte, dass er als Beamter die Firma Farmacity, die er gegründet und bis zu seinem Eintritt in die Staatsverwaltung geleitet hat, irgendwie begünstigt hat. Sogar bei Entscheidungen über die Pharmaindustrie habe er davon Abstand genommen, mitzuwirken. Er besitzt noch 3% des Kapitals von Farmacity, die er unmittelbar verkaufen will. Doch er hat angeblich auch eine Beteiligung am Investmentfonds Partners I, von der ihm jedoch nur wenig verbleibt. Der Fall ist ziemlich abwegig, da Farmacity nur eine Apothekenkette betreibt, und dabei mit anderen Ketten (Azul, TKL Galesa, Dr. Ahorro u.a.) und individuellen Apotheken, auch der des Deutschen Hospitals, konkurriert. In der Provinz Buenos Aires sind diese Ketten nur beschränkt zugelassen, wobei Farmacity der Zugang direkt verboten ist, weil es eine Aktiengesellschaft ist, und diese dort keine Apothekenketten betreiben dürfen. In der Bundeshauptstadt wurden die Apotheken 1991 auf Initiative von Wirtschaftsminister Domingo Cavallo dereguliert, so das die bestehenden Apotheken nicht mehr geschützt wurden, und neue zugelassen wurden. In der Provinz Buenos Aires blieb es bei der Regulierung, die die Konkurrenz eindämmt. Das Ergebnis ist, dass Medikamente in der Stadt Buenos Aires billiger als in der Provinz sind.

			***

			Geschäftsnachrichten

			La Anónima

			Diese Supermarktkette, die besonders in Patagonien tätig ist, hat eine Investition von u$s 20 Mio. angekündigt, die für ihre Schlachthäuser in La Pampa und Salto, Provinz Buenos Aires, bestimmt ist. 

			General Motors

			Der Präsident von General Motors für den Mercosur, Calos Zarlenga, kündigte in der Vorwoche an, dass die Firma 20 neue Chevrolet-Modelle plus 10 neue Fassungen und Sondermodelle in den nächsten 4 Jahren auf den Markt bringen werde. Dies stellt eine Investition von u$s 300 Mio. dar, zu der noch u$s 200 Mio. bei den Zulieferanten hinzukommen. Ein neues Modell für 2020 befindet sich schon im ersten Entwicklungsstadium in der Fabrik bei Rosario.

			Moni Online

			Dieses lokale Unternehmen, das als “Fintech” eingestuft wird, und sich mit Krediten und finanziellen Diensten für Personen und Unternehmen befasst, die keinen Zugang zu Banken haben, hat einen Kapitalbeitrag von u$s 3 Mio. der Interamerikanischen Entwicklungsbank erhalten, der in Kürze auf u$s 5 Mio. erhöht werden soll. Die Firma arbeitet schon mit 110.00 Kunden auf voll digitalisiertem Weg. 

			TecPlata

			Dieser Hafenbetreiber, eine Tochtergesellschaft der philippinischen ICSI (der weltweit zu den führenden Hafenbetreibern gehört), hat den modernsten Hafen in Argentinien, bei La Plata, schon 2015 fertiggestellt, wartet aber immer noch auf die Beendigung der Zufahrtsstraße, die den Hafen mit der Autobahn von La Plata bis Buenos Aires verbindet, die erst 2019 fertig sein soll. Bis dahin, oder eventuell etwas später, wird auch die neue Straße fertig sein, die diese Autobahn mit dem Hafen von Buenos Aires und der Nordausfahrt der 9 de Julio verbindet. Der neue Hafen hat eine Kapazität von 450.000 TEUS, was ca. 50% der Kapazität des ganzen Hafens von Buenos Aires entspricht. Die lokalen Leiter von TecPlata weisen außerdem darauf hin, dass der internationale Exekutivdirektor von ICSI, Eduardo Razor, sich gegenüber Präsident Macri verpflichtet habe, weitere u$s 150.000 zu investieren, um die Kapazität dieses Hafens auf 900.000 Teus zu erhöhen. Der Hafen bei La Plata liegt günstiger als der von Buenos Aires, weil der Zufahrtkanal viel kürzer ist und er weniger Baggerarbeiten erfordert. Es ist somit zu erwarten, dass sich der Warenimport stärker auf La Plata verlegt, nachdem der Hafen von Buenos Aires ohnehin schon überlastet ist.

			Laboratorios Craveri

			Dieses Pharmaunternehmen hat u$s 2,5 Mio. investiert, um die Kapazität ihrer Fabrik um 25% zu erhöhen, so dass jetzt 180 Mio. Pillen im Jahr erzeugt werden können. Die Kapazität reicht auch aus, um sie Dritten anzubieten.

			Coto

			Diese große Supermarktkette, kontrolliert von Alfredo Coto, hat den Schlachthof Fricop, in Rosario, gekauft, der seit 2004 der Firma Mattiewich gehörte. Seit Jahren schon hat Coto in diesem Schlachthof Rinder schlachten lassen. Die Kapazität beläuft sich auf 12.000 bis 14.000 Rinder pro Tag, und die Belegschaft beläuft sich auf 500 Arbeitnehmer. Der Schlachthof Fricop hat auch Exportgenehmigungen nach allen Ländern, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten. Coto besitzt schon einen Schlachthof im Bezirk La Matanza, bei der Bundeshauptstadt. Ursprünglich war Alfredo Coto als Metzger tätig.

			Pampa Energía

			Dieser Konzern, der vornehmlich Kraftwerke betreibt und von Marcelo Mindlin kontrolliert wird, hat zusammen mit der US-Firma Greenwind 29 Windstromanlagen in Corti, 20 Km. von Bahía Blanca entfernt, in Betrieb genommen, die einen Investition von $ 3 Mrd. darstellen. Bei der Einweihung waren Präsident Mauricio Macri und Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren anwesend. Mindlin erklärte, dass der Windpark in nur 12 Monaten errichtet worden sei.
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			Die Verringerung der Staatsausgaben wird ernst genommen

			Von Juan E. Alemann

			Präsident Mauricio Macri ist sich bei der Analyse der tieferen Krise, die vor zwei Wochen auf dem Devisenmarkt eingetreten ist, voll bewusst geworden, dass es bei der Verringerung der Staatsausgaben nicht mehr um die Ankündigung guter Absichten geht, die niemand glaubt, sondern um effektive Tatsachen. Er hat jetzt seinen wiederholten Hinweis auf die Tatsache, dass wir nicht ewig über unsere Verhältnisse leben können, also mehr ausgeben als einnehmen, ernst genommen. Beim Abkommen mit dem Internationalen Währungsfonds, über das jetzt noch in Einzelheiten verhandelt wird, geht es grundsätzlich um eine formelle Verpflichtung, die Staatsausgaben zu senken. Die Einzelheiten der Verringerung sind Sache der argentinischen Regierung. Das hat die IWF-Generaldirektorin Christine Lagarde ausdrücklich gesagt. Dennoch dürften die IWF-Fachleute auch konkrete Vorschläge machen. Der IWF wird bezüglich der Erfüllung der neuen Ziele sehr streng sein. Voraussichtlich viel strenger als bei den zahlreichen Abkommen der Vergangenheit, die bezüglich Ausgabenverringerung nie eingehalten wurden. Und das hat Macri klar verstanden. 

			In den letzten Tagen hat die Regierung zwei sehr wichtige Entscheidungen in diesem Sinn getroffen, von denen eine zunächst nur in der Zeitung Clarín veröffentlicht wurde, und die andere nur privat bekannt ist. Die erste bezieht sich auf die Aufhebung des Baus der zwei Atomkraftwerke, der mit China vereinbart worden war und die Staatskasse mit veranschlagten u$s 14,5 Mrd. belastet. Auch wenn von diesem Betrag 85% finanziert wird, handelt es sich buchmäßig um Staatsausgaben, die zum Defizit beitragen, wobei der Kredit die Staatsschuld erhöht und somit eventuell andere Kredite, die viel wichtiger sind, behindert, weil die Gesamtschuld des Staates als zu hoch angesehen wird. Der argentinische Staat muss mit der Aufnahme von Krediten vorsichtig umgehen. 

			Abgesehen vom finanziellen Standpunkt, handelt es sich um eine unwirtschaftliche Investition, weil die Investition pro KW und dann die Kosten pro KWSt. anormal hoch sind, und das Problem der Stromversorgung viel billiger gelöst werden kann. Macri hatte den Bau dieser Kernkraftwerke bei seinem China-Besuch vereinbart und muss den Chinesen jetzt erklären, dass er nicht in der Lage ist, sein Versprechen zu erfüllen. 

			Die zweite Entscheidung bezieht sich auf die Einstellung des Baus einer U-Bahn auf der Strecke der Sarmiento Vororteisenbahn, die vom Vorort Haedo bis zum Bahnhof Once führt. Es wird jetzt nur eine schon begonnene Strecke ab Haedo beendet, die hoffentlich kurz ist. Dadurch kann der Staat in diesem und den kommenden Jahren etwa u$s 10 Mrd. sparen. Wenn jedoch eine längere Strecke gebaut wird, wird die Ersparnis geringer sein. Die Regierung ist eine Erklärung über dieses Thema schuldig.

			Bei den staatlichen Investitionen wurden mehrere Projekte gestrichen, wobei sich die zuständigen Beamten jetzt Gedanken über Prioritäten, Effizienz und finanzielle Möglichkeiten machen. Sie stehen unter Druck, und das ist gut so. Macri hat auch von den Gouverneuren gefordert, dass sie in diesem Sinn handeln. Ebenfalls sollen jetzt Staatsinvestitionen so weit wie möglich auf das PPP-System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit übertragen werden, das noch verbessert werden muss, was eine gute Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Beamten und den Unternehmern erfordert. Letzte Woche wurden die Offerten für die ersten Objekte (Autobahnen und Straßen) bekannt und im Prinzip schon bestimmt, wer die Zuteilung erhält. Die Regierung müsste jetzt versuchen, im Einvernehmen mit den Unternehmen, die die Zuteilung erhalten, die hohen Zinsen, die in ihren Offerten enthalten sind (angeblich 12%) zu senken, indem eine Garantie in den Vertrag eingebaut wird, an der der IWF eventuell mitwirkt. 

			Der Abbau der überhöhten Belegschaft im staatlichen Bereich schreitet langsam voran und soll jetzt beschleunigt werden, auch in den Provinzen und Gemeinden. Im Gespräch mit seinen Mitarbeitern weist Macri oft auf die grotesken Zustände hin, die in diesem Bereich bestehen. In letzter Zeit erfährt man von mehr Einzelfällen von Entlassungen oder Nicht-Erneuerung von Verträgen, die von linken sozialen Gruppen sofort an die große Glocke gehängt werden. Zu einer formellen Einfrierung der freiwerdenden Stellen (wegen Pensionierung, Rücktritt, Entlassung oder Tod) hat sich Macri noch nicht entschieden. Wenn dies vom Bundesstaat, den Provinzverwaltungen und den Gemeinden vollzogen würde, könnten es jährlich um die 100.000 Beamte weniger sein, was einen Betrag von über $ 20 Mrd. darstellt. 

			Wenn den Privatunternehmen, die Staatsangestellte einstellen, ein Vorteil in Aussicht gestellt würde, also Zahlung eines Teils des Lohnes in einer ersten Periode, könnte dieser Prozess beschleunigt werden. Gleichzeitig müsste die Beschäftigung im privaten Bereich erleichtert und sogar angespornt werden, u.a. indem das Recht auf Entlassungsentschädigung bei zusätzlichen Arbeitnehmern erst nach zwei Jahren besteht. Denn grundsätzlich geht es um Übertragung von staatlichen Angestellten auf den privaten Bereich und nicht um Schaffung von noch mehr Arbeitslosen. Das sagt jedoch in der Regierung niemand. 

			Die Gehaltserhöhungen im staatlichen Bereich liegen dieses Jahr bei 15%. Jetzt muss dafür gesorgt werden, dass es dabei bleibt, so dass die Zunahme unter der Inflation liegt und somit real eine Abnahme bedeutet. Die Gehälter der Staatsverwaltung liegen ohnehin über denen der Privatwirtschaft, was vor den Kirchners nicht so war und in Zukunft auch nicht mehr sein sollte. Da die Staatseinnahmen dieses Jahr nominell bestimmt weit über 15% steigen, trägt diese Beschränkung der Gehaltserhöhungen auch zur Verringerung des Defizits bei. Bisher wurde nichts über dies gesagt, aber auch über eine zusätzliche Zulage geschwiegen, was schon etwas bedeutet.

			Ein weiterer wichtiger Aspekt besteht in den Zinsen, die der Staat auf seine Schulden zahlt, die in letzter Zeit gestiegen sind, wobei auch der Betrag der Schuld zugenommen hat. Das Abkommen mit dem IWF, dass eine Verschuldung zu einem niedrigen Zinssatz vorsieht (angeblich unter 5%) drückt auch auf die Zinsen, die bei anderen Krediten gefordert werden, besonders, weil der IWF die Möglichkeit weiterer Kredite vorsieht, was im Wesen eine Garantie für andere Kreditgeber darstellt. Doch die Bedingung für die Auszahlung der einzelnen Tranchen dieses finanziellen Beistandes besteht in der Erfüllung der versprochenen Ausgabensenkung, die somit auch in dieser Beziehung eine fundamentale Bedeutung hat. 

			Es ist die Rede von einem Gesamtbetrag von über u$s 20 Mrd., den der Fonds bereitstellen würde, von dem zunächst nur ein sehr geringer Teil effektiv eingesetzt wird. Der Rest besteht in einzelnen Tranchen, die an strenge Bedingungen geknüpft sind. Das Bestehen dieses finanziellen Rückhalts hat eine starke Wirkung, auch bei Auslandskrediten an lokale Privatunternehmen. Eine Ersparnis von 2 Prozentpunkten bei Zinsen, wie sie dabei möglich erscheint, stellt einen hohen Betrag dar.

			Das Problem der Staatsausgaben wird jetzt von vielen Seiten angegangen. Es ist, wie wir es hier dargestellt haben, schon viel geschehen, aber es fehlt noch viel mehr. Präsident Macri hat jetzt in diesem Sinn beschlossen, dass Schatzminister Nicolás Dujovne ein “primus inter pares” sei, also bei den Entscheidungen über Wirtschaftspolitik, die schließlich fast alle eine Wirkung auf die Staatsausgaben haben, das letzte Wort hat, selbstverständlich nicht vor seinem. Dujovne hat ein sehr klares Konzept über Staatsausgaben, und weiß als hervorragender Ökonom, der er ist, auch über Effizienz und Prioritäten bescheid. Die anderen Minister des wirtschaftlichen Bereiches, die für Landwirtschaft, Industrie, Handel, Energie und Bergbau, Transport, Tourismus und öffentliche Bauten, zuständig sind, pflegen sich mehr um Ausgaben als um Ersparnisse zu kümmern. Wie weit Dujovne jetzt auch Entscheidungen treffen kann, die vom Arbeitsministeriums abhängen, wird sich noch zeigen. Im Grunde wird Dujovne jetzt zum Wirtschaftsminister. 
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			Die Sondersysteme für Pensionäre

			Von Juan E. Alemann

			Präsident Mauricio Macri hat in letzter Zeit Kritik an den Sonderbedingungen geübt, die bei der Pensionierung für bestimmte Gruppen bestehen, an erster Stelle Richter und Justizbeamte. Ende der Vorwoche wiederholte er das Grundkonzept, dass alle die gleichen Arbeitsjahre aufweisen sollten, um Anrecht auf eine Pension zu haben. Doch das Thema ist sehr komplex und bedarf einer eingehenden Analyse, die die Regierung ausarbeiten und bekanntgeben sollte. Denn es geht um sehr viele Sondersysteme und Privilegien, die keinen vernünftigen Sinn haben.

			Argentinien verfügt über ein allgemeines Pensionssystem und dann über viele Einzelsysteme für bestimmte berufliche Gruppen. Es handelt sich um folgende:

			- Richter und Justizbeamte.

			- Diplomaten u.a Angestellte des auswärtigen Dienstes.

			- Lehrer.

			- Mitglieder der Streitkräfte.

			- Polizeiangestellte.

			- Senatoren und Deputierte.

			- Minister, Staatssekretäre und Unterstaatssekretäre.

			- Piloten.

			- Angestellte von Provinzverwaltungen, die sich nicht dem nationalen System angeschlossen haben.

			- Staatspräsidenten.

			Es gibt noch viel mehr Sondersysteme, von denen die meisten jedoch unbedeutend sind. Laut Arbeitsminister Jorge Triaca sind es insgesamt 140. Bei diesen Sondersystemen wird das Pensionsalter, von 65 Jahren bei Männern und 60 Jahren bei Frauen, nicht eingehalten, oft auch nicht die 30 geforderten Arbeitsjahre. Und dann werden die Pensionen nicht nach dem allgemeinen System berechnet, sondern meistens im Verhältnis zu den Gehältern gesetzt, die jeweils diejenigen erhalten, die die vorherige Arbeit des Pensionärs verrichten. In vielen Fällen gilt dabei der Koeffizient von 82% (der 1958 frei erfunden, aber nie vollständig eingehalten wurde) während es beim allgemeinen System gemäß der Berechnungsformel, die 1994 eingeführt wurde, um die 50% sind. Das System für Richter und Justizbeamte ist wohl das, dass am meisten aus der Reihe fällt und irritierend wirkt. Dass ein Richter des Obersten Gerichtshofes eine Pension von bis zu $ 350.000 pro Monat bezieht, erscheint gewiss übertrieben. 

			Indessen handelt es sich bei diesen Sonderrentnern bei insgesamt ca. 7 Mio. Empfängern von Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten um einen relativ geringen Prozentsatz, bestenfalls eine halbe Million Rentner. Die Regierung sollte auch darüber Auskunft geben, damit man weiß, wovon die Rede ist. Aber es wirkt auf alle Fälle irritierend für diejenigen, die die normale Pension oder Hinterbliebenenrente beziehen, vor allem für diejenigen, die die Mindestpension erhalten, die etwa zwei Drittel der Gesamtzahl umfassen. 

			Das Pensionssystem wurde unter Cristina Kirchner stark erweitert, indem Personen, die das Pensionsalter erreicht hatten, aber keine 30 Arbeitsjahre mit Beiträge nachweisen konnten, auch eine Mindestpension erhielten. Das betraf um die 2,5 Mio. Menschen. Macri fügte dann noch im Gesetz über Berichtigung der falsch berechneten Pensionen ein System hinzu, das all denjenigen, die 65 Jahre erreicht haben, erlaubt, eine Pension von 80% des Mindestbetrages zu beziehen. Diesen Abschlag von 20% hätte Cristina auch einführen müssen, weil es ungerecht ist, dass diese neuen Rentner, die ihre Beiträge nur zum Teil oder gar nicht gezahlt haben, und sie dann in Raten und in entwerteten Pesos zahlen, gleichviel wie diejenigen beziehen, die die Beiträge regelmäßig gezahlt haben. Das Pensionssystem wurde dabei in eine allgemeine Altersversicherung hinzugefügt. Während vor diesen Reformen etwa zwei Drittel der Menschen mit über 65, bzw. 60 Jahren, eine Rente erhielten, sind es jetzt über 97%. Dies ist gewiss ein sozialer Fortschritt; aber es hat Kosten, die die Staatskasse belasten und auch eine reale Erhöhung der Mindestpension nicht erlauben, wie sie ständig gefordert wird. Das System geht eben davon aus, dass die Rentner weiter arbeiten oder sonst noch Einnahmen und auf alle Fälle eine Eigenwohnung haben oder mit ihren Kindern leben. Für die Ausnahmefälle, die nur von ihrer Pension leben, ist keine Lösung vorgesehen.

			Von den Rentnern, die seit 2007 Anspruch haben bzw. hatten, sind schon viele gestorben, so dass jetzt um die 1,5 Mio. verbleiben dürften. Doch auf der anderen Seite leben die Menschen in Argentinien immer länger, was die Zahl der Rentner überproportional erhöht. Die Lebenserwartung ist seit den 1950er Jahren um über 15 Jahre gestiegen, also um etwas über 20%. Das bedeutet eine Zunahme der Zahl der Rentner um mindestens 40%, weil die zusätzlichen Lebensjahre alle auf Rentner entfallen.

			Abgesehen von den Erwägungen über soziale Gerechtigkeit und Gleichheit der Menschen, geht es beim Pensionssystem um Finanzen, nachdem der Gesamtbetrag um die zwei Drittel der laufenden Staatsausgaben (also ohne Investitionen) ausmacht. Als erstes wird dabei an die Erhöhung des Rentenalters gedacht, das bei der bestehenden Lebenserwartung bei mindestens 67 Jahren liegen sollte, und zwar sowohl für Männer wie Frauen. Ohnehin arbeiten die meisten Menschen weit über das Rentenalter hinaus, sei es, weil sie nicht in Pension gehen, oder weil sie es doch tun und dann mit einem neuen Arbeitsvertrag weiter arbeiten. Bis in die 90er Jahre war dies verboten, so dass die Rentner als selbstständig Tätige oder schwarz weiter arbeiteten. Unter Menem wurde dies voll legalisiert. 

			Die Erhöhung des Pensionsalters wirft jedoch ein Problem auf. Wenn dieses Alter erreicht wird, dann kann der Arbeitgeber, sei es ein Privatunternehmen oder ein Staatsamt, die Pensionierung fordern und das Verfahren einleiten. In vielen Fällen geht es hier um Personen, die Führungsposten erreicht haben, bei denen sie aus Altersgründen oder wegen ungenügender Kenntnis der neuen Technologien überfordert sind. Die Erhöhung des Rentenalters schafft somit ein Problem, das eigentlich durch die Reform von 1994 gelöst wurde, die die Möglichkeit schafft, dass die Menschen nach der Pensionierung weiter arbeiten, mit einem neuen Arbeitsvertrag, der weniger Verantwortung und eventuell weniger Stunden bestimmt. Somit sollte das Pensionsalter so bleiben, wie es ist.

			Ein weiterer Streitpunkt bezieht sich auf den Empfang von Hinterbliebenenrenten durch Personen, die schon eine Pension erhalten. Ein besonders irritierender Fall war der von Cristina Kirchner, die ihre Pension als ehemalige Präsidentin und auch die Hinterbliebenenrente ihres verstorbenen Gatten erhielt (womit sie auf insgesamt über $ 350.000 gelangte), obwohl dies in einem Gesetz speziell ausgeschlossen ist. Deshalb wurde ihr diese Pension schon letztes Jahr nicht mehr gezahlt, wogegen sie Klage vor Gericht einreichte. Es ist auf alle Fälle unmoralisch, dass eine so schwerreiche Frau wie sie, die als ehemalige Präsidentin ein Beispiel geben sollte, darauf besteht, einen so hohen Betrag vom Staat zu erhalten. Allgemein sollte das System so sein, dass nur diejenigen Pensionäre auch eine Hinterbliebenenrente beziehen können, die die Mindestpension oder eventuell eine Pension erhalten, die zwei Mindestpensionen entspricht, aber nicht diejenigen mit höheren Pensionen. 

			Da die Reformen nicht rückwirkend sein können, hätten sie unmittelbar keine Wirkung. Dennoch sollten sie in Angriff genommen werden, wobei die Sondersysteme sich auch an allgemeine Normen halten sollten. Schließlich geht es bei der gegenwärtigen Regierung im Wesen um die langfristige Entwicklung.

			 

			 

		

	